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Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung zur öffentlichen Bekanntgabe 
 

 
Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung des Bezirksamtes Neukölln von 
Berlin zum Schutz gegen die Geflügelpest 
vom 04.03.2021 
 
 
Aufgrund 
 

 des § 37 Satz 1 Nr. 1 bis 3 sowie 6 und 7 des Tiergesundheitsgesetzes vom 22. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1324), zuletzt geändert durch Art. 100 des Gesetzes vom 20. November 2019 
(BGBl. I S. 1626) – TierGesG 

 der §§ 18, 21 Abs. 2 und §§ 55bis 56 der Geflügelpest-Verordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 1665, 2664) – GeflPestSchV 

 des § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und 4 der Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686) in der jeweils geltenden Fassung 

 
wird bekannt gemacht, dass der Ausbruch der Geflügelpest  
im Bezirk Treptow-Köpenick am 02.03.2021 in einer Kleinstgeflügelhaltung (Hühner)  
(Haltungsort: Alt-Schmöckwitz in 12527 Berlin) amtlich festgestellt worden ist. 
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I. Restriktionsgebiete 

Es werden ein Sperrbezirk und ein Beobachtungsgebiet um den Haltungsort gebildet. 
 
Es wird angeordnet: 

Im Bezirk Neukölln wird in diesem Zusammenhang ein Beobachtungsgebiet festgelegt.  
Dieses umfasst das Gebiet innerhalb nachfolgender Begrenzungen: 

- Südliche Bezirksgrenze von Neukölln zum Land Brandenburg bis zur Waltersdorfer Chaussee, 

- diese in nördlicher Richtung, abbiegend in östlicher Richtung, in den Ostburger Weg, 

- Lettberger Straße in nördlicher Richtung, dann dem Künnekeweg in östlicher Richtung 

folgend, 

- dem südlichen Rand des Parks Rudower Höhe folgend bis zur Bezirksgrenze zum Bezirk 

Treptow-Köpenick, 

- dieser in südlicher Richtung folgen bis zur Grenze von Neukölln zum Land Brandenburg 

 
Die detaillierte Karte der Gebiete ist als Anlage beigefügt und ein Bestandteil dieser 
Tierseuchenallgemeinverfügung. 

II. Schutzmaßnahmen entsprechend der Geflügelpest-Verordnung 
Für das Beobachtungsgebiet gelten folgende Vorschriften: 
 

a) Geflügel (Hühner, Truthühner, Perlhühner, Rebhühner, Fasane, Laufvögel, Wachteln, Enten 

und Gänse) und in Gefangenschaft gehaltene Vögel anderer Arten (andere Vögel, 

ausgenommen Tauben) sind in geschlossenen Ställen oder unter einer Schutzvorrichtung zu 

halten. Eine Schutzvorrichtung ist eine Vorrichtung, die aus einer überstehenden, nach oben 

gegen Einträge gesicherten dichten Abdeckung und mit einer gegen das Eindringen von 

Wildvögeln gesicherten Seitenbegrenzung bestehen muss. Ausnahmen bedürfen einer 

schriftlichen Genehmigung. 

 

b) Halter von Geflügel haben amtstierärztliche Untersuchungen der Tiere und Ermittlungen 

über den Verbleib von Geflügel oder in Gefangenschaft gehaltenen Vögeln anderer Arten, 

von Fleisch von Geflügel, Eiern, tierischen Nebenprodukten und Futtermitteln zu dulden 

sowie angeordnete serologische oder virologische Untersuchungen durchführen zu lassen. 

 

c) Halter von Geflügel oder in Gefangenschaft gehaltenen Vögeln anderer Arten haben dem 

Fachbereich Veterinär- und Lebensmittelaufsicht des Ordnungsamtes Neukölln unverzüglich 

die Anzahl der gehaltenen Vögel unter Angabe ihrer Nutzungsart und ihres Standortes und 

die Anzahl der verendeten Vögel sowie jede Änderung anzuzeigen. 

 

d) Geflügel oder in Gefangenschaft gehaltene Vögel anderer Arten, Säugetiere, Fleisch von 

Geflügel und Federwild, Eier sowie von Geflügel und Federwild stammende sonstige 

Erzeugnisse und tierische Nebenprodukte dürfen weder in einen, noch aus einem Bestand 

mit Geflügel oder in Gefangenschaft gehaltenen Vögeln anderer Arten verbracht werden; 

Futtermittel dürfen nicht aus einem solchen Bestand verbracht werden. 

 



Seite 3 von 6 
 
 

e) Jeder Halter von Geflügel oder Vögeln anderer Arten, unabhängig von der Größe des 

Bestandes, hat sicherzustellen, dass 

- die Ställe oder sonstigen Standorte von betriebsfremden Personen nur mit 

betriebseigener Schutzkleidung oder Einwegkleidung betreten werden und dass 

diese Personen die Schutz- oder Einwegschutzkleidung nach Verlassen des Stalles 

oder sonstigen Standortes unverzüglich ablegen, 

- Schutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich gereinigt und desinfiziert und 

Einwegschutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich unschädlich beseitigt wird. 

 

f) Gehaltene Vögel zur Aufstockung des Wildvogelbestands dürfen nicht freigelassen werden. 

 

g) Die Durchführung von Geflügelausstellungen, Geflügelmärkten oder Veranstaltungen 

ähnlicher Art ist verboten. 

 

h) Transportfahrzeuge und Behälter, mit denen Geflügel oder gehaltene Vögel anderer Arten, 

frisches Fleisch von Geflügel, tierische Nebenprodukte von Geflügel, Futtermittel oder 

sonstige Materialien, die Träger des hochpathogenen aviären Influenzavirus sein können, 

befördert worden sind, sowie Fahrzeuge, mit denen ein Bestand mit Geflügel oder Vögeln 

anderer Arten befahren worden ist, sind unverzüglich nach jeder Beförderung zu reinigen 

und mit einem gegen Viren wirksamen Desinfektionsmittel nach Anweisung des Herstellers 

zu desinfizieren. 

 

 
III. Anordnung der sofortigen Vollziehung und in Kraft treten 
 
Die sofortige Vollziehung der Anordnung wird gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. 
I S. 686), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBL. I S. 2694) 
angeordnet, soweit die aufschiebende Wirkung eines Widerspruchs oder einer Anfechtungsklage 
nicht bereits nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 der VwGO i.V.m. § 37 Satz1 Nr. 1 bis 3 sowie 6 und 7 
entfällt. 
 
Diese tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung gilt gemäß § 18 der GeflPestSchV i.V.m. § 41 Absatz 
4 Satz 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 
2003 (BGBl. I S. 102), in der jeweils geltenden Fassung an dem auf die öffentliche Bekanntmachung 
folgenden Tag als bekannt gegeben. Diese Allgemeinverfügung tritt wegen der Dringlichkeit der 
Seuchenbekämpfung, abweichend von der sonst üblichen Verzögerung bei Veröffentlichung im 
Amtsblatt Berlin, bereits am Folgetag der Bekanntmachung über die Webseite des Bezirkes 
Neukölln von Berlin, also am 5.3.2021, in Kraft. 
 
 
 
IV. Begründung 
 
Die Zuständigkeit für den Erlass dieser Tierseuchenrechtlichen Allgemeinverfügung ergibt sich aus § 4 
Abs. 2 Gesetzes über die Zuständigkeiten in der allgemeinen Berliner Verwaltung (Allgemeines 
Zuständigkeitsgesetz – AZG) in der Fassung vom 22. Juli 1996 (GVBl. S. 302, 472) zuletzt geändert 
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durch Art. 2 Abs. 1 des Gesetzes vom 4. März 2019 (GVBL. S. 210), §§ 1 Abs. 1 und §, 2 des 
Allgemeinen Gesetzes zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung in Berlin – (Allgemeines 
Sicherheits- und Ordnungsgesetz – ASOG) in der Fassung vom 11. Oktober 2006 (GVBl. S. 930), 
zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 3. Juli 2019 (GVBl. S. 446) i.V.m. Nr. 16 a Abs. 46 der 
Anlage zum Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetz – Zuständigkeitskatalog 
ordnungsaufgaben - ZustKat Ord und obliegt dem Fachbereich Veterinär- und Lebensmittelaufsicht 
des Ordnungsamtes Neukölln von Berlin.  
 
Bei der Geflügelpest handelt es sich um eine hoch ansteckende und anzeigepflichtige 
Viruserkrankung bei Geflügel und anderen Vogelarten, die schnell epidemische Ausmaße annimmt 
und damit hohe Tierverluste und große wirtschaftliche Schäden zur Folge hat. Bei ungünstigen 
Bedingungen ist auch die Gesundheit des Menschen gefährdet. 
 
Auf Grund des in ganz Deutschland und darüber hinaus derzeit massiv voranschreitenden 
Seuchengeschehens und der sich damit täglich verändernden Sachlage wird es im Sinne einer 
effektiven Seuchenbekämpfung für erforderlich gehalten, einzelne vorgenannte Maßregelungen und 
deren Dauer gestützt auf § 65 GeflPestSchV weitergehend zu regeln, um insbesondere eine mögliche 
Einschleppung und/ oder Weiterverschleppung der Erreger der Geflügelpest auch in Bestände an 
gehaltenen Vögeln bestmöglich zu minimieren. 
 
Durch virologische Untersuchung des Friedrich-Löffler- Instituts vom 02.03.2021 wurde bei 
gehaltenen Hühnern in einer Kleinstgeflügelhaltung im Bezirk Treptow-Köpenick das hochpathogenes 
aviäres Influenza-A-Virus des Subtyps H5N8 nachgewiesen. Damit ist der Ausbruch der Geflügelpest 
in einer Kleinstgeflügelhaltung im Bezirk Treptow- Köpenick von Berlin amtlich festgestellt worden. 
Gemäß Geflügelpest-Verordnung sind um den Kleinstgeflügelstandort ein Sperrbezirk mit einem 
Radius von mindestens 3 km und ein Beobachtungsgebiet mit einem Radius von mindestens 10 km 
festzulegen. Bei der Festlegung der Gebiete nach Nummer 1.1. und 1.2.wurden Strukturen des 
Handels, örtliche und ökologische Gegebenheiten, natürliche Grenzen, epidemiologische 
Erkenntnisse und Überwachungsmöglichkeiten berücksichtigt. Die für die Restriktionsgebiete 
geltenden Maßnahmen entsprechen den Vorschriften der Geflügelpest-Verordnung. 
 
Es müssen sofort wirksame Maßnahmen getroffen werden, um die Gefahr einer Weiterverbreitung 
des Erregers aus dem Kleinstgeflügelbestand zu vermindern. Da es sich bei der aviären Influenza um 
eine Zoonose handelt, dienen die Maßnahmen zur sofortigen Bekämpfung auch dem Schutz der 
menschlichen Gesundheit 
 
V. Begründung der Anordnung der sofortigen Vollziehung: 
 
Aus § 37 Satz 1 des TierGesG ergibt sich, dass die Anfechtung einer Anordnung keine aufschiebende 
Wirkung hat, wenn die Anordnung der dort genannten Maßnahmen auf eine Rechtsverordnung nach 
§ 6 Abs. 1 oder 2 oder § 26 Abs. 1 oder 2 Nr. 1 des TierGesG gestützt ist. Der Grund dafür liegt in der 
Eilbedürftigkeit der entsprechenden Maßnahmen im Sinne einer effektiven Tierseuchenbekämpfung. 
Die Gefahrenlage für die Geflügelbestände durch einen möglichen Ausbruch der Geflügelpest ist 
derzeit nicht abschätzbar, es ist aber von einem hohen Eintragsrisiko durch direkte und indirekte 
Kontakte zwischen Wildvögeln und Geflügel auszugehen. Es besteht daher ein überwiegendes 
öffentliches Interesse an der Abwehr der mit der Seuche verbundenen Gefahren und der wirksamen 
Verhinderung der Ausbreitung der Geflügelpest im Gebiet des Bezirkes Neukölln, des Landes Berlin 
und der Bundesrepublik Deutschland. 
Die Verbreitung der Geflügelpest wäre mit erheblichen Folgen für das Geflügel haltenden Betriebe 
und die Fleischwirtschaft verbunden. Vor diesem Hintergrund müssen private sowie wirtschaftliche 
Interessen der einzelnen Geflügelhalter und somit auch das Interesse an der aufschiebenden 
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Wirkung eines erhobenen Widerspruchs vor dem öffentlichen Interesse an einer wirksamen und 
unmittelbar greifenden Seuchenbekämpfung zurückstehen. Die gesunden Geflügelbestände 
sichernde Anordnung der sofortigen Vollziehung der Maßnahmen ist gerechtfertigt und zwingend 
notwendig, da ein mögliches Rechtsmittelverfahren einen zu langen Zeitrahmen in Anspruch nimmt. 
Die angeordneten Maßnahmen dienen dazu und sind geeignet, eine weitere Verbreitung der 
Geflügelpest zu verhindern. Nur durch eine sofortige Vollziehung der vorstehend verfügten 
Anordnungen kann erreicht werden, dass Infektionsketten unterbrochen werden und die 
Seuchenbekämpfung schnellstmöglich in die Wege geleitet wird. Ein milderes, aber gleich geeignetes 
Mittel, dieses Ziel zu erreichen, ist nicht ersichtlich. 
Der durch die Vorschrift des § 80 Absatz 1 der VwGO gewährte Schutz vor Rechtsbeeinträchtigungen, 
die sich später als rechtswidrig herausstellen und dann überhaupt nicht mehr oder nur schwer 
rückgängig gemacht werden können, kann im vorliegenden Fall nicht zuerkannt werden. 
 
Hinweise 
 
Gemäß § 32 Abs. 1 Nr. 4 TierGesG handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig den 
Vorschriften der GeflPestSchV zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 
zu 30.000 Euro geahndet werden. 
 
Die vorliegende tierseuchenrechtliche Anordnung bleibt so lange wirksam, bis sie gemäß § 44 der 
GeflPestSchV aufgehoben oder durch eine noch zu erlassende tierseuchenrechtliche Anordnung 
ersetzt wird. 
 
Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Widerspruch erhoben 
werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Bezirksamt Neukölln von Berlin –
Ordnungsamt-, Karl-Marx-Straße 83, 12040 zu erheben. Es wird darauf hingewiesen, dass bei 
schriftlicher Einlegung des Widerspruchs die Widerspruchsfrist nur dann gewahrt ist, wenn der 
Widerspruch innerhalb dieser Frist eingegangen ist. 
 
Das Verwaltungsgericht Berlin, Kirchstr. 7, 10557 Berlin, kann auf Antrag die aufschiebende Wirkung 
des Rechtsbehelfes wiederherstellen (§ 80 Abs. 5 VwGO). 
 
 
Im Auftrag 
 
 
Dr. Bornemann 
Amtstierarzt 
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Anlage:           Geflügelpest – Sperrbezirk - rot 
                Geflügelpest – Beobachtungsgebiet – blau 
 
 
 

 


